
Anlage 3 zur Sitzungsvorlage Nr. 86/2018 ö 
 
 
Auszug aus dem Feuerwehrgesetz Baden-Württemberg (FwG) 
Grundlage für die Entschädigungssatzung: 

 
 

§ 16  
Entschädigung 

 
(1) Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr erhalten auf Antrag die 

durch die Ausübung des Dienstes einschließlich der Teilnahme an der Aus- und Fortbil-
dung entstehenden notwendigen Auslagen und den nachgewiesenen Verdienstausfall 
ersetzt. Anstelle der Entschädigung nach Satz 1 kann die Entschädigung durch Satzung 
geregelt werden; dabei können einheitliche und getrennte und nach Art des Feuerwehr-
dienstes unterschiedlich hohe Durchschnittssätze sowie Höchstbeträge festgesetzt wer-
den. Bei Personen, die keinen Verdienst haben und den Haushalt führen, gilt als Ver-
dienstausfall das entstandene Zeitversäumnis; durch Satzung ist hierfür ein bestimmter 
Stundensatz festzusetzen. Dauert ein Einsatz über vier Stunden, hat die Gemeinde des 
Einsatzortes einen Erfrischungszuschuss zu leisten. 
 

(2) Durch Satzung können die Gemeinden ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeinde-
feuerwehr, die über das übliche Maß hinaus Feuerwehrdienst leisten, entweder eine 
Aufwandsentschädigung oder neben den Ansprüchen nach den Absätzen 1 und 3 eine 
zusätzliche Entschädigung zur Abgeltung des über das übliche Maß hinaus geleisteten 
Feuerwehrdienstes gewähren. 
 

(3) Durch Satzung kann bestimmt werden, dass neben einem Durchschnittssatz für Ausla-
gen, einer Aufwandsentschädigung oder einer zusätzlichen Entschädigung nach Absatz 
2 Reisekostenvergütung nach den für Beamte geltenden Bestimmungen gewährt wird. 
 

(4) Die ehrenamtlich tätigen Feuerwehrangehörigen erhalten den ihnen durch die Teilnahme 
an Einsätzen und an Aus- und Fortbildungslehrgängen mit einer Dauer von mehr als zwei 
aufeinander folgenden Tagen entstehenden Verdienstausfall und die notwendigen Aus-
lagen in tatsächlicher Höhe ersetzt. Dieser Anspruch besteht auch neben einer Auf-
wandsentschädigung nach Absatz 2. 
 

(5) Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr, die im öffentlichen Dienst 
beschäftigt sind, behalten, wenn die Ausübung des Dienstes einschließlich der Teilnah-
me an der Aus- und Fortbildung in die Arbeitszeit fällt, ihren Anspruch auf Leistungen ih-
res Dienstherrn. 
 

(6) Die Gemeinden haben die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr 
gegen Haftpflicht in Höhe von mindestens 15 Millionen Euro zu versichern. 
 

(7) Die Gemeinden haben die Möglichkeit, den Angehörigen der Gemeindefeuerwehr finan-
zielle Unterstützung insbesondere zur Erholung, Aufrechterhaltung und Wiederherstel-
lung ihrer persönlichen Leistungsfähigkeit zu gewähren. 


